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Die vorstehende Zweite Änderung der Satzung der “ mi. \ Zn
‚Rheinischen Zusatzversorgungskasse für Gemeinden ö arei
und Gemeindeverbände hat das Innenministerium des Förderbereiche
Landes Nordrhein-Westfalen mit Datum vom 2. Sep- "Ki _ darbeit
benben 2004 - 91.45.02/04.01.3-3649/04(0) angenom- > > Schwerpunkte der Kinder- und Jugendarbei
men. Sie wird nach $ 21 des Gesetzes über diekommu- S11 Jugendverbandsarbeit
nalen Versorgungskassen und Zusatzversorgungskassen 9 ; ; -
im Lande Nordrhein-Westfalen - VKZVKG- bekannt sı Offene Jugendarbeit
gemacht. . -&13 Jugendsozialarbeit

$14 Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz

Köln, den 5. Oktober 2004

\ IV.

Rheinische Zusatzversorgungskasse _ Gewährleistungsverpflichtung,für Gemeinden und Gemeindeverbände Grundsätze der Förderung

Der Leiter der Kasse 815 Förderung durch die örtlichen Träger der öffent-
Molsberger lichen Jugendhilfe .

816 Landesförderung

_ GV. NRW. 20048.568 817. Förderung der Träger der freien Jugendhilfe .
. 818 Förderung des ehrenamtlichen Engagements

. - \ 819 Qualitätsentwicklung, Modellförderung \

216 ° Yv

. Drities Gesetz Schlussvorschriften; In-Kraft-Treten

zur aan eeseetzes und 820 Durchführungsvorschriften ,
Gesetz ’ 821 Übergangsvorschriften

zur Förderung der Jugendarbeit, 822 In-Kraft-Treten
. der Jugendsozialarbeit und des,

erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes .
- Kinder- und Jugendförderungsgesetz -

(3. AG-KJHG - KJFöÖG) I.

. Vom 12. Oktober 2004 Allgemeine Vorschriften :

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das S1 .
hiermit verkündet wird: Regelungsbereich

Mit diesem Gesetz werden die Grundlagen für die Aus-

Drittes Gesetz führung der in den $$ 11-14 SGB VIII beschriebenen
zur Ausführung des Kinder- und Handlungsfelder der Jugendarbeit, der Jugendsozialar-

Jugendhilfegesetzes; beit und des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes
Gesetz ’ geschaffen. Es regelt insbesondere die erforderlichen

zur Förderung der Jugendarbeit Rahmenbedingungen für die inhaltliche und finanzielle
der Jugendsozialarbeit und des. Ausgestaltung dieser Bereiche sowie die Eigenständig-

erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes keit dieser Handlungsfelder im Rahmen der Kinder- und
- Kinder- und Jugendförderungsgesetz'- Jugendhilfe. ”

(3. AG-KJHG - KJFöG)

a $2

Inhaltsübersicht \ Grundsätze „

(1) Die Kinder- und Jugendarbeit soll durch geeig-

1. nete Angebote die individuelle, soziale und kulturelle
. ; hm Entwicklung junger Menschen unter Berücksichtigung

Allgemeine Vorschriften ihrer Interessen und Bedürfnisse fördern. Sie soll dazu
; beitragen, Kindern und Jugendlichen die Fähigkeit zu

$ 1. Regelungsbereich solidarischem Miteinander, zu selbst bestimmter
$ 2 Grundsätze Lebensführung, zu ökologischem Bewusstsein und zu

\ 7; . res nr nachhaltigem umweltbewüsstem Handeln zu vermit-

3 Zielgruppen,Berücksichtigung besondererLe- teln. Darüber hinaus soll sie zu eigenverantwortlichem
8 Handeln, zu gesellschaftlicher Mitwirkung, zu demo-8 4 Förderung von Mädchen und Jungen/Geschlech- _ kratischer Teilhabe, zur Auseinandersetzung mit fried-

terdifferenzierte Kinder- und Jugendarbeit lichen Mitteln und zu Toleranz gegenüber verschiede-

$5 Interkulturelle Bildun nen Weltanschauungen, Kulturen und Lebensformen
ı 8 a befähigen.6 Beteili Ki . ,8 ereiigung von indern un Jugendlichen (2) Jugendsozialarbeit soll insbesondere dazu bei-

$ 7 Zusammenarbeit von Jugendhilfe und Schule ‚tragen, individuelle und gesellschaftliche Benachteili-
gungen durch besondere sozialpädagogische Maßnah-
men auszugleichen. Sie bietet jungen Menschen vor

IL allem durch Hilfen in der Schule und in der Über-

Planungsverantwortung gangsphase von der Schule zum Berufspezifische För-
. . derangebote sowie präventive Angebote zur Stärkung

‘$ 8 Kinder- und. Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit der Persönlichkeitsentwicklung und zur Berufsfähig-
sowie erzieheristher Kinder- und Jugendschutzin keit. " EEE '
der Jugendhilfeplanung (3) Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz soll

8 9  Kinder- und Jugendförderplan des Landes junge Menschen und ihre Familien über Risiko- und
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Gefährdungssituationen informieren und aufklären, kehrsplanung, der bedarfsgerechten Anlage und Unter-

zur Auseinandersetzung mit ihren Ursachen beitragen haltung vonSpielflächen sowie der baulichen Ausgestal-. “ und die Fähigkeit zuseinstverantworteten KonflikUs- zung 6 entlic er Einrichtungen in angemessener Weisesungen stärken. Dabei sollen auch die Ziele und Aufga- beteiligt werden. ' :

ben des Kinder- und Jugendmedienschutzes einbezogen (3) Das Land soll im Rahmen seiner Planungen, soweit
w " Bi Belange von Kindern und Jugendlichen berührt sind, ins-

et " besondere aber bei der Gestaltung des Kinder- und
83 Jugendförderplans, Kinder und Jugendliche im Rahmen

Ziel seiner Möglichkeiten hören.

Berücksichtigungbesonderer (4) Bei der Gestaltung der Angebote nach $ 10 Abs. 1Lebenslagen Nrn. 1.bis 9 sollen die ö entlichen und freien Träger und
. andere nach diesem Gesetz geförderte Einrichtungen und

(1) Angebote und Maßnahmen, in den Haridlungs- Angebote die besonderen Belange der Kinder ünd
- feldern dieses Gesetzes richten sich vor allem an alle jun- Jugendlichen berücksichtigen. Hierzu soll diesen ein Mit-

gen Menschen im Alter vom 6. bis zum 21. Lebensjahr. spracherecht eingeräumt werden. -
Darüber hinaus sollen bei besonderen Angeboten und s
Maßnahmen auch junge Menschen bis zum 27. Lebens-

jahr einbezogen werden. 87
} (2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen ‘ Zusammenarbeit

Garauf hinwirken, dass sie die besonderenBelange von. von Jugendhilfe und SchuleKindern und Jugendlichen in benachteiligten Lebens- © Artli “ ar 47; ;

welten und von jungen Menschen mit Migrationshinter- D ae rklichen Trägerder öffentlichen Ju snhilfegrund berücksichtigen. Darüber hinaus sollen die Erfüllur anı £ ben td Sc hl n bei derAngebote und Maßnahmen dazu beitragen, Kinder und ung Iren Aufgaben mit den Schulen zusammen-
: cat . wirken. Sie sollen sich insbesondere bei schulbezogenen

Jugendliche vor Yernachlässigung, Gewalt und sexuel- Angeboten der Jugendhilfe abstimmenem.Missbrauch zu schützen und jungen Menschen mit "
Behinderungen den Zugang zur Jugendarbeit zu er- (2) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe
möglichen. fördern das Zusammenwirken durch die Einrichtung der

erforderlichen Strukturen.. Dabei sollen sie diese so
Zu gestalten, dass eine sozialräumliche pädagogische Arbeit

- 84 gefördert wird und die Beteiligung der indiesem Sozial-
Förderung von Mädchen und Jungen/ raum bestehenden Schulen und anerkannten Trägern der

’ Geschlechterdifferenzierte freien Jugendhilfe gesichert ist.
Kinder- und Jugendarbeit (3) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe

Bei der Ausgestaltung der Angebote haben die Träger Wirkendarauf hin, dass im Rahmen einer integrierten
der öffentlichen’ und freien Jugendhilfe die Gleich- Jugendhilfe-Beteiligten abeemesBlanung ein aberstellung von Mädchen und Jungen als durchgängiges schen alle 1 ı a ımmie }
Leitprinzip zu beachten (Gender Mainstreaming). Dabei Schwerpunkte und Bereiche des Zusammenwirkens und
sollen sie über Umsetzungsschritte entwickelt wird.

- die geschlechtsspezifischen Belange von Mädchen und

Jungen berücksichtigen, u
- zur Verbesserung ihrer Lebenslagen und zum Abbau pl rtgeSchlechtsspezifischer Benachteiligungen und Rol- anungsverantwortung

lenzuschreibungen beitragen, .
- die gleichberechtigte Teilhabe und Ansprache von . 38 „ .

Mädchen und Jungen ermöglichen und sie zu einer . Kinder- und Jugendarbeit, .konstruktiven Konfliktbearbeitung befähigen, Jugendsozialarbeit sowie erzieherischer
am \ Kinder- und Jugendschutz in der

- unterschiedliche Lebensentwürfe und sexuelle Iden- Jugendhilfeplanung .
titäten als gleichberechtigt anerkennen. . . . .

i ..0 ‚ugendhilfeplanung im Sinne des 880 SGB VL ist‘ eine ständige Aufgabe des örtlichen Trägers der öffent-
\ $5 lichen Jugendhilfe. Sie stützt sich auf-die Erfassung der

. | Wünsche, Interessen und Bedürfnisse von Kindern,

Interkulturelle Bildung Jugendlichen und ihren Familien undsollsogestaltetDie Kinder- und Jugendarbeit, die Jugendsozialarbeit werden, dass sie flexibel auf neue Entwic ‚ungen in
- © und der erzieherische Kinder- und Jugendschutz sollen in deren Lebenslagen reagieren und die Arbeitsansätze

ihrer inhaltlichen Ausrichtung den fachlichen und gesell- sowie die finanzielle Ausgestaltung auf diese Entwick-
schaftlichen Ansprüchen einer auf Toleranz, gegenseiti- lungen abstellen kann.
ger Achtung, Demokratie und Gewaltfreiheitorientierten (2) Vor der Entscheidung über Ausstattung und Förde-
Erziehung und Bildung entsprechen. Sie sollen die Fähig- rung der Kinder- und Jugendarbeit, der Jugendsozialar-
keit junger Menschen zur Akzeptanz anderer Kulturen beit und des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes
und zu gegenseitiger Achtung fördern. haben die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe

im Rahmen ihrer Planungs- und Gewährleistungsver-
pflichtung nach den 88 79, 80 SGB VIII jeweils den

56 Bestand und den Bedarf an Einrichtungen, Diensten und
Beteiligung von Veranstaltungen sowie Fachkräften in den in diesem. Kindern und Jugendlichen Gesetz beschriebenen Förderbereichen zu ermitteln und .

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben diefür die Umsetzung notwendigen Maßnahmen festzu-
dafür Sorge zu tragen, dass Kinder und Jugendliche ent- egen.
sprechend ihrem Entwicklungsstand in den sie betreffen- (3) Die Jugendhilfeplanung soll mit den Zielen \
den Angelegenheiten rechtzeitig, in geeigneter Form und anderer Planungsbereiche der Kommunen abgestimmt
möglichst umfassend unterrichtet sowie auf ihre Rechte werden, soweit diese sich auf die Lebenssituation
hingewiesen werden. Zur Förderung der Wahrnehmung von Kindern und Jugendlichen beziehen. Hierbei ha- \
ihrer Rechte sollen bei den Trägern der öffentlichen ben die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe
Jugendhilfe geeignete Ansprechpartner zur Verfügung darauf hinzuwirken, dass die Interessen und Bedürf-stehen. nisse von Kindern und Jugendlichen in die Planungen

(2) Kinder und Jugendliche sollen an allen ihre Inte- einfließen.
ressen berührenden Planungen, Entscheidungen und (4) An der Jugendhilfeplanung sind die anerkannten
Maßnahmen, insbesondere bei der Wohnumfeld- und Ver- Träger der freien Jugendhilfe von Anfang an zu beteili-
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gen. Sie sind über Inhalt, Ziele und Verfahren umfassend kritische Auseinandersetzung der Nutzung von neuen
. zu unterrichten. Auf der Grundlage partnerschaftlichen Medien. :

Zusammenwirkens sollen geeignete Beteiligungsformen .7. die interkulturelle Kinder- und Jugendarbeit. Sie sollo. " - die “interkulturelle Kompetenz der Kinder und
" Jugendlichen und die Selbstvergewisserung über die

wu \ SC eigene kulturelle Identität fördern.
\ ; n 8. die geschlechterdifferenzierte Mädchen- und Jungen-

Kinder- undJugendförderplan arbeit. Sie soll so gestaltet werden, dass sie insbeson-dere der Förderung der Chancengerechtigkeit dient
(1) Das Ministerium erstellt für jede Legislaturperiode und zur Überwindung von Geschlechterstereotypen

einenKinder und Jugendförderplan.Dieser soll die Ziele beiträgt.und Aufgaben. der Kinder- und Jugendförderung auf ns : eo Gin di ; _
Landesebene beschreiben und Näheres über die Förde- % die interna ndarbeit.Siedientder en
rung der in diesem Gesetz genannten Handlungsfelder rer Kulturen sowie der Friedenssicherung, trägt zu
durch das Land enthalten. Die Träger der öffentlichen renzüberschreitenden emeinsamen  Problem-
und freien Jugendhilfe sollen beiden Planungen einbezo- Tosungen bei und soll Zr europäische Identitäts-
gen werden. : bewusstsein stärken. \

(2) Bei der Aufstellung des Kinder- und Jugendförder- (2) Die Träger der freien Jügendhilfe nehmen ihre Auf-
plans hat das Ministerium die Träger der öffentlichen gaben im Rahmen dieser Schwerpunkte in eigener Ver-
und freien Jugendhilfe sowie Kinder und Jugendliche zu antwortung wahr. Zentrale Grundprinzipien ihrer Arbeit
beteiligen. Insbesondere soll es sicherstellen, dass die sind dabei ihre Pluralität und Autonomie, die Wertorien-
Belange der jungen Menschen bei der inhaltlichen Aus-  tierung, die Methodenvielfalt und -offenheit sowie die
gestaltung berücksichtigt werden. Freiwilligkeit der Teilnahme.

(3) Der Kinder- und Jugendförderplan stützt sich auf |
die Erfassung der Wünsche, Interessen und Bedürfnisse

yon Kindern und Jugendlichen.Ersoll so gestaltet wer- | gı1l' en, dass er neue Entwicklungen in deren Lebenslagen rbeitflexibel einbeziehen kann. Dabei sind die Ergebnisse des Jugendverbandsa beit
. einmal in jeder Legislaturperiode durch die Landesregie- Jugendverbandsarbeit findet in auf Dauer angelegten
rung zu erstellenden Kinder- und Jugendberichtes einzu- von Jugendlichen selbstorganisierten Verbänden statt. .
beziehen. ‘ " Sie trägt zur Identitätsbildung von Kindern und:
. . . Jugendlichen bei. Jugendverbände und ihre Zusammen-

. (4) Bei der Erstellung des Kinder- und Jugendförder- schlüsse haben aufgrund der eigenverantwortlichen
plans ist der zuständige Ausschuss des Landtages zu Tätigkeit und des ehrenamtlichen Engagements junger
beteiligen. Menschen einen besonderen Stellenwert in der Kinder-

und Jugendarbeit.

\ IH.

Förderbereiche $12
Offene Jugendarbeit

: 810 Offene Jugendarbeit findet insbesondere in Ein-richtungen, Maßnahmen und Projekten, Initiativgrup-

" a nendarbeit pen, als mobiles Angebot, als Abenteuer- und Spiel-platzarbeit sowie in kooperativen und übergreifenden
(1) Zu den Schwerpunkten der Kinder- und Jugend- Formen und Ansätzen statt. Sie richtet sich an alle Kin-

arbeit gehört insbesondere . der und Jugendlichen und hält für besondere Zielgrup-
\ 1. die politische und soziale Bildung. Sie soll das Inte- Brspezifische Angebote der Förderung und Präven-

resse an politischer Beteiligung frühzeitig herausbil- on bereit.
den, die Fähigkeit zu kritischer Beurteilung politi-
scher Vorgänge und Konflikte entwickein und durch

- aktive Mitgestaltung politischer Vorgänge zur Per- $13
sönlichkeitsentwicklung beitragen. Jugendsozialarbeit

. 2. die schulbezogene Jugendarbeit. Sie soll in Abstim- . Aufgaben der Jugendsozialarbeit sind insbesondere
mung mit der Schule geeignete pädagogische Ange- die sozialpädagogische Beratung, Begleitung und För-

we bote der Bildung, Erziehung und Förderung in und derung schulischer und beruflicher Bildung sowie die
außerhalb von Schulen bereitstellen. Unterstützungjunger Menschen bei der sozialen Inte,. . . ration un er Eingliederung in Ausbildung un

3. die kulturelle Jugendarbeit. Sie soll Angebote zur Arbeit. Dazu zählen auch schulbezogene Angebote mit
Förderung der Kreativität und Asthetik im Rahmen dem Ziel, die Prävention in Zusammenarbeit mit der
kultureller Formen umfassen, zur Entwicklung der Schule zu verstärken
Persönlichkeit beitragen und jungen Menschen die " :

. Teilnahme am kulturellen Leben der Gesellschaft

“erschließen. Hierzu gehören auch Jugendkunst- und. 14
Kreativitätsschulen. $

. . ltınrlant . Erzieherischer
4. die sportliche und freizeitorientierte Jugendarbeit. Kinder- und Jugendschutz

Sie soll durch ihre gesundheitlichen, erzieherischen . . .
und sozialen Funktionen mit Sport, Spiel und Bewe- Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz umfasst s
gung zur Persönlichkeitsentwicklung von Kindern den vorbeugenden Schutz junger Menschen vor gefähr-
und Jugendlichen beitragen. ; denden Einflüssen, Stoffen und Handlungen. Hierbei

. , . . sollen die Träger der öffentlichen und freien Jugend-
5. die Kinder- und Jugenderholung. Ferien- und Frei- hilfe insbesondere mit den Schulen, der Polizei sowie

zeitmaßnahmen mit jungen Menschen sollen der den Ordnungsbehörden eng zusammenwirken. Sie sol-
Erholung und Entspannung, der Selbstverwirkli- len pädagogische Angebote entwickeln und notwendige
chung und der Selbstfindung dienen. Die Maßnahmen Maßnahmen treffen, um Kinder, Jugendliche und Erzie-
sollen die seelische, geistige und körperliche Ent-  hungsberechtigte über Gefahren und damit verbundene

. wicklung fördern, die Erfahrung sozialer Beziehun- Folgen rechtzeitig und in geeigneter Weise zu informie-
gen untereinander vermitteln und soziale Benachtei- ren und zu beraten.

lgungen ausgleichen. . ‘ Hierzu gehört auch die Fort- und Weiterbildung von
6. die medienbezogene Jugendarbeit. Sie fördert die "haupt- und ehrenamtlich tätigen Mitarbeiterinnen und

... Aneignung von Medienkompetenz, insbesondere die Mitarbeitern. \ u
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IV. ' und Sachkosten der in der kommunalen Jugendhiliepla-3 : . nung oder im Kinder- und Jugendförderplan des Landes
aeistungsv aatung, aufgenommenen Einrichtungen, Angebote und Projekte.

Die Förderung soll 85 % der Gesamtaufwendungen nicht
815 überschreiten.

u are & (2) Soweit landeszentrale Träger der freien Jugend-Förderungdurehdie SuuichenTräger . hilfe gefördert werden, erhalten diese Zuwendungen zu
. en Jugendhlle den Personal- und Sachkosten, die durch landeszentrale

(1) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe Steuerungsaufgaben entstehen.
sind zur Förderung der Kinder- und Jugendarbeit, der ä ei
Jugendsozialarbeit und deserzieherischen Kinder- und IHanmenschlüssevon Trägern der „uienJugend-Jugendschutzes nach Maßgabe dieses Gesetzes verpflich- ; une : rei d ördtet. Gemäß $ 79 SGB VII haben sie im Rahmen ihrer mit dem Wlinisterium erfolgt sind, gesondert zu fördern.. Einanziellen Leistungsfähigkeit zu gewährleisten, dass in Absatz 1 Satz2 gilt entsprechend.
ihrem Zuständigkeitsbereich die erforderlichen und (4) Zur Entwicklung von Handlungskonzepten zum
geeigneten Einrichtungen, Dienste, Veranstaltungen und erzieherischen Kinder- und Jugendschutz wird eine
Fachkräfte der Kinder- und Jugendarbeit, der Jugend- Landesstelle gefördert, die insbesondere den erzieheri-
sozialarbeit und des erzieherischen Kinder- und Jugend- schen Kinder- und Jugendschutz auf Landesebene koor-

schutzes zur Verfügung stehen. diniert und Anregungen für den Umgang mit Risiken und5 . . \ lenaı Gefährdungen entwickelt. Dabei soll sie insbesondere(2) Träger der freien Jugendhilfe und Initiativen, ; 5 % : \ ; ; .
soweit sie in den Bereichen dieses Gesetzes tätig sind, mden Trägernder Huentlichenund freienJugendhilfe,
sollen nach Maßgabe des $ 74 SGB VII und den Inhalten .r 2a en, Fa O ı Gebiet d r Kae ° nd 7 vendeund Vorgaben der örtlichen Jugendhilfeplanung geför- Schuteastat en er ae und Jugend-dert werden. Die Förderung soll sich insbesondere auf die 8 8 "

entstehenden Personal- und Sachkosten beziehen. (5) DasNähere über Inhalt und Umfang der Förde-
(3) Im Rahmen ihrer finanziellen Leistungsfähigkeit Fi 8 regelt das Ministerium durch Verwaltungsvorschrif-

haben die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe "
dafür Sorge zu ragen, dass die erforderlichen Haushalts-
mittel bereitgestellt werden. Sie müssen in einem ange- $18messenert Verhältnis zu den für die Jugendhilfe insgesamt .

. bereitgestellten Mittel stehen. Förderung des ehrenamtlichen Engagements
(4) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe Das ehrenamtliche Engagement ist ein unverzichtbarer

erstellt auf der Grundlage der kommunalen Jugendhilfe- Bestandteil der Kinder- und Jugendarbeit. Dieses Enga-planung einen Förderplan, der für jeweils eine Wahl- gement soll von den örtlichen Trägern der öffentlichen
periode der Vertretungskörperschaft festgeschrieben Jugendhilfe und vom Ministerium unterstützt undgeför-wird. . dert werden.

Das Ministerium gewährt Zuwendungen für
816 1. die Aus- und Fortbildung der ehrenamtlich in der

. Kinder- und Jugendarbeit tätigen Mitarbeiterinnen

(1) Das M a eerung A A 4 und Mitarbeiter undas Ministerium fördert die Kinder- und Jugend- ; . ans . ; .
arbeit, die Jugendsozialarbeit und den erzieherischen  tbrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in
Kinder- und Jugendschutz auf der Grundlage des Kin- der Jugendarbeit nach Maßgabe des Gesetzes zurder- und Jugendförderplans nach Maßgabe des Haus- Gewährung von Sonderurlaub für ehrenamtliche Mit-
halts. Jährlich sind hierfür Mittel in Höhe von 96 Mio. arbeiter in der Jugendhilfe (Sonderurlaubsgesetz)
Euro, zunächst befristet bis zum 31. 12. 2010, bereit zu vom 31. Juli 1974 (GV. NRW.S. 168), zuletzt geändertstellen. etz vom 25. September 2001 (GV. NRW.

(2) Der Kinder- und Jugendförderplan soll die Förde-
rung der in den Bereichen dieses Gesetzes auf Landes-

ebenetätigen Träger der freien Jugendhilfe, die beste- \ 819henden landeszentralen Zusammenschlüsse der freien ° ;t= ; . a !
Jugendhilfe sowie der örtlichen Träger der öffentlichen Qualitätsentwicklung,Modellförderung
Jugendhilfe umfassen. Gefördert werden insbesondere Zur Reflexion und ortentwicklung der Angebote undMaßnahmen, Einrichtungen sowie projektbezogene Strukturen in der Kinder- und Jugendarbeit, der Jugend-
pädagogische Ansätze. sozialarbeit und des erzieherischen Kinder- und Jugend- _

. 2 RLAT ah a 2 . . schutzes fördert das Ministerium insbesondere(3) Soweit die örtlichen Träger der öffentlichen

Jugendhilfe Zuwendungen für Maßnahmen auf kommu- 1. auf Landesebene jugendpolitisch bedeutsame Veran-naler Ebene oder in eigener Trägerschaft erhalten, haben staltungen, Veröffentlichungen und Untersuchungen,
sie sicher zu stellen, dass ihr Finanzanteil in einem ange- 9 Maßnahmen zur Erprobung zukunftsweisender Initi-
messenen Verhältnis zu den Landesmitteln steht, die " ativen, die nach ihrer Zielvorstellung, nach Inhalt
Landesmittel nicht zur Haushaltskonsolidierung verwen- und Methode der Durchführung geeignet sind. Anre-det werden und die Maßnalımen Bestandteil der örtlichen gungen und Anstöße zu geben sowie ’Jugendhilfeplanung sind. Soweit dies nicht sicher . .
gestellt ist, entfällt der Anspruch auf Förderung. 3. neue Projekte an der Schnittstelle von Jugendarbeit

(4) Die Förderung projektbezogener Maßnahmen kann An Iugendsozialarbeit zu anderen Politikfeldern und
das Ministerium im Einzelfall an den Abschluss von Ziel- Kinder imschulpflichieun Alter meneangebot nnder
vereinbarungen binden. Die Förderung setzt die Bereit- Altersgruppe der 10-14-Jährigenschaft des Trägers zur Mitwirkung an einer Qualitätsent- = .wicklung im Rahmen des Wirksamkeitsdialogs voraus.

. (5) Das Nähereregelt das Ministerium im Einverneh- Vv ,
men mitdem Finanzministerium durch Verwaltungsvor- Schlussvorschriften; In-Kraft-Treten |

. 8 20

\ $17 \ Durchführungsvorschriften .
Förderung der Träger (1) Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, |. : s 2 } ‚gel-- der freien Jugendhilfe ten. für seine Durchführung die Vorschriften des Sozial-

(1) Die Förderung der Träger der freien Jugendhilfe gesetzbuches - Verwaltungsverfahren - (SGB X) entspre-

umfasst insbesondere Zuwendungen zu den Personal- 2 chend.
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(2) Das Ministerium erlässt die zur Ausführung dieses Städte zu örtlichen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe
. Gesetzes erforderlichen Verwaltungsvorschriften. yom 8. oyember 191 (GV. NRW. 3: 953), zuletzt ge-2: ; . . . . ä rt dure erordnung vom 10. Juli 2004 (GV. NRW(3) Ministerium. im Sinne dieses Gesetzes ist das Arde ; a: °

\ ‘ Ministerium für Schule, Jugend und Kinder des Landes anizdnachder Angabe „Borken, . die AngabeZZ Nordrhein-Westfalen. ” ’ selügt.

s2l. . Artikel 2

Übergangsvorschriften Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.
Zur Sicherung der kinder- und jugendpolitischen nnInfrastruktur soll für das Jahr 2005 der Kinder- und Düsseldorf. d kJugendförderplan so gestaltet werden, dass die in diesem üsseldorl, den 2. Oktober 2004

Gesetz normierten Fördergrundsätze Berücksichtigung
finden und die Träger in ihrer Arbeit nicht weiter einge- apa: .
schränkt werden. . Die Ministerin _

für Schule, Jugend und Kinder
des Landes Nordrhein-Westfalen

$2 Ute Schäfer .
In-Kraft-Treten

: Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2005 in Kraft. Abwei-
chend von Satz 1 treten $8 15, 16 und 17 am 1. Januar - = GV. NRW. 2004 5. 576

2006 in Kraft. \

Düsseldorf, den 12. Oktober 2004

. 301

Die Landesregierun 0%
Nordrhein Westfalen Vierte Verordnung zur Änderung

nn; u der Verordnung über die Registerkonzentration
DerMinisterpräsident und die maschinelle Führung der Register

. (L. S.) Peer Steinbrück (Vierte Anderungs-VO zur Register-VO)
Der Innenminister . Vom 30. September 2004

zugleich für |
; inist Auf Grund des $ 125 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und $ 159‚genFinanzminis er Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die Angelegenheiten der

Dr. Fritz Behrens freiwilligen Gerichtsbarkeit (FGG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 20. Mai 1898 (RGBl. S. 771),

: nn zuletzt geändert durch das Erste Gesetz zur Moderni-
Die Ministerin. sierung der Justiz (1. Justizmodernisierungsgesetz) vom

für Gesundheit, Soziales, 24. August 2004(BGBl. IS. 2198, 2207), sowie des $ 55 a
Frauen und Familie Abs. 1 Satz 1,8 55a Abs. 6 Satz 2 und $ 79 Abs. 5 Satz 3

Eng ; \ - des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) in der Fassung. derBirgit Fi °° her. Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 (BGBLIS. 42),
zuletzt geändert durch das Gesetz zur Modernisierung

ie Ministerin - des Kostenrechts (Kostenrechtsmodernisierungsgesetz)für SchuleTune au Kinder vom 5. Mai 2004 (BGBL.IS. 718, 841), in Verbindung mit .
\ zugleich für Artikel 188 2 bis 4 der Register-Delegations-VO vom

den Minister 11. Februar 2003 (GV. NRW. S. 76), wird verordnet:
für Wirtschaft und Arbeit

Ute Schäfer Artikel .

Die Aulage 3 zu der Verordnung über die Registerkon-_ ’ .2004 8.572  zentration und die maschinelle Führung der Register
: GV. NRW. 20 5 (Register-VO) vom .10. April 2003 (GV. NRW. S..234),

zuletzt geändert durch die Dritte Verordnung zur Ände-
rung der Verordnung über die Registerkonzentration und

\ die maschinelle Führung der Register vom 13. April 2004
. (GV. NRW. S. 201), wird wie folgt gefasst:

216

Dreiundzwanzigste Verordnung

zur Anderung der Verordnung Anlare 3über die Bestimmung ABe

| \ Großer kreisangehöriger Städte Gerichte,
“ und Mittlerer kreisangehöriger Städte , bei denen das Vereinsregister .

zu örtlichen Trägern in maschineller Form geführt wird
der öffentlichen Jugendhilfe

- Vom 2. Oktober 2004 \ Oberlandesgerichtsbezirk Düsseldorf

Langenfeld .. ab. Juli 2003
Aufgrund des & 2 des Ersten Gesetzes zur Ausführung Krefeld 5 2

des Kinder- und Jugendhilfegesetzes - AG-KJHG -vom N ° “ ab 15. Januar 20%12. Dezember 1990 (GV. NRW. S. 664), zuletzt geändert euss ab 15. Januar 2004
durch Gesetz vom 29. April 2003 (GV. NRW. S. 254), wird Düsseldorf ab 1. März 2004

verordnet: Duisburg ab 15. Juli 2004 0
“Artikel 1 Mönchengladbach ab 2. August 2004.

In $ 1 der Verordnung über die Bestimmung Großer Wuppertal ab 1. Dezember 2004
kreisangehöriger Städte und Mittlerer kreisangehöriger Kleve .ab I. März 2005
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